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jährliche Tariferhöhung ab 2023
fordert die Gewerkschaft Vereini

gung Cockpit für ihre Piloten.
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Sie legen einen
Haushalt vor, der von Anfang

an nicht stimmt.

Sebastian Brehm

Der CSUHaushaltspolitiker
übt Kritik an der Bundesregierung

KALENDERBLATT

7. September 1822: Brasilien
erklärt seine Unabhängigkeit von

Portugal. Damit endet die rund 400
Jahre dauernde portugiesische

Kolonialherrschaft. Der portugiesi
sche Thronfolger wird später als

Peter I. Kaiser von Brasilien. (dpa)

Dass es bei den Verhandlungen für einen
Landeshaushalt nicht mehr wie bei einem
Basar zugehen sollte,  ist eigentlich Win
fried  Kretschmanns  langgehegter
Wunsch. Doch auch für den Doppelhaus
halt 2023/24 mussten Minister und Minis
terinnen  wie  bei  einem  Basar  antreten.
Dass sie mit Vorstellungen von zunächst
9.000 neuen Stellen weit übers Ziel hinaus
geschossen  waren,  war  ihnen  seit  dem
Rüffel des Ministerpräsidenten schon vor
Wochen klar, den sie aber geschäftsmäßig
ertragen  hatten.  Die  Lösung  der  wider
streitenden  Interessen  nach  stundenlan
ger Sitzung der Haushaltskommission: Die
einen bekommen Stellen, die anderen Pro
gramme, aber alles bleibt im Rahmen.

Es gibt mehr Stellen für Lehrer, Polizei und
den Justizvollzug. Kultusministerin Theresa
Schopper (Grüne) darf sich gestärkt fühlen,
genauso auch der in Bedrängnis geratene
Innenminister Thomas Strobl  (CDU),  zum
zweiten  Mal  hat  Justizministerin  Marion
Gentges (CDU) mit ihren Wünschen reüs
siert. Für die grüne Seele gibt es ein aufge
stocktes  Klimaschutzprogramm.  Wie  bei
so vielem stehen über allen Zahlen die Un
wägbarkeiten  in Zeiten des UkraineKrie
ges. Ob die Risikopuffer mit Blick auf Infl�ati
on, Steuermindereinnahmen und den teil
weise frech zu nennenden Zugriff der Bun
desregierung  auf  die  Landeshaushalte
ausreichen, steht  in den Sternen. Das  ist
den Beteiligten bewusst.

Doch es gibt weitere Botschaften. Eine
davon  ist  der  nonchalante  Umgang  mit
dem Koalitionsvertrag,  in dem niederge
legt war, dass neue Stellen nur geschaffen
werden, wenn andere wegfallen. Eine an
dere Botschaft: Kretschmann und Finanz

minister Danyal Bayaz haben nicht dem
Drängen grüner Parteiprominenz nachge
geben, die Schuldenbremse  für den Kli
maschutz zu lockern. Nach ihrer Vorgän
gerin Sandra Detzer muss nun auch die
neue  GrünenLandesvorsitzende  Lena
Schwelling  erfahren,  dass  Kretschmann
nichts von jener in der Tat allzu einfachen
Rechnung hält, dass mehr staatliche Milli
arden  im  deutschen  Südwesten  für  den
Klimaschutz der globalen Klimakrise auch
mehr helfen. 

Der grüne Regierungschef, schon lange
weit über seiner Partei schwebend, liebt
eher seine Rolle als Ideengeber und An
treiber privater Investitionen in Sachen Kli
maschutz. Das  Image fi�nanzieller Solidi
tät,  in  BadenWürttemberg  immer  noch
wichtig  für  den  Wähler,  nimmt  er  dabei
gerne  mit.  Auch  wenn  die  1.700  neuen
Stellen nicht dazu passen. Doch hier weiß
der  Ministerpräsident  genau,  dass  dem
Bürger  im Zweifelsfall zusätzliche Lehrer
und mehr innere Sicherheit wichtiger sind
als  ein  Koalitionsvertrag  und  übergroße
Grundsatztreue  in  der  Finanzpolitik  jen
seits der großen Leitplanken.

Botschaften vom Basar
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Beim Landeshaushalt werden Stellen und Programme verteilt

Von Theo Westermann

Die  Abstimmung  fand  mit  den  Füßen
statt.  Einen  Sommer  lang  stürmten  die
Deutschen im wahrsten Sinne des Wortes
die Bahnen und Busse, um zum Super
SchnäppchenPreis  von  neun  Euro  pro
Monat kreuz und quer durchs ganze Land
zu reisen. Das 9EuroTicket, als Gegen
stück zum Tankrabatt konzipiert, sollte die
Pendler  kurzfristig  entlasten  und  gleich
zeitig den Umstieg vom Auto zur Bahn för
dern. Doch es bewirkte viel mehr: Es war
die beste Werbung für einen freien, nicht
an Tarifgrenzen gebundenen Nahverkehr.
Das  9EuroTicket  beseitigte  mit  einem
Schlag den bestehenden Tarifdschungel.

Damit aber weckte es Begehrlichkeiten,
die die Politik in der Kürze der Zeit weder
erfüllen konnte noch wollte. Seit dem Mo
natsbeginn herrschen wieder die alten Zu
stände,  zum  Teil  erhöhten  Verkehrsver
bünde gar wegen der stark gestiegenen
Energiekosten die Ticketpreise. Ob es ei
ne Fortsetzung geben wird, wie diese aus
sieht und wann sie in Kraft tritt, ist völlig
offen, auch wenn sich die AmpelKoalition
in ihrem am Sonntag beschlossenen drit
ten Entlastungspaket für eine Fortführung
bei einem Preiskorridor zwischen 49 und
69 Euro ausgesprochen hat und dafür 1,5
Milliarden Euro zur Verfügung stellen will.
Denn für den Nahverkehr sind die Länder
zuständig – und die fühlen sich vom Bund
wieder einmal überfahren. Sie sollen näm
lich ihrerseits ebenfalls 1,5 Milliarden be
reitstellen, ohne dass sie im Vorfeld über
haupt  informiert  wurden.  Entsprechend
groß ist die Verärgerung bei den Minister
präsidentinnen  und  präsidenten  sowie
den Chefs der Verkehrsressorts. Sie for
dern, dass der Bund das Nachfolgemodell

komplett  fi�nanziert.  Klar  ist:  Öffentlicher
Nahverkehr  ist  personal  und  energiein
tensiv und daher teuer, ein Ausbau kostet
zusätzliches Geld. Hohe Ticketpreise aber
wirken abschreckend, ab einer bestimm
ten Preisgrenze sind Busse und Bahnen
im Vergleich zum Auto einfach nicht mehr
attraktiv, erst recht in den ländlichen Räu
men, wo das Angebot dünn ist. Nahver
kehr war schon immer auf Zuschüsse an
gewiesen.

Der  Poker  ums  Geld  hat  begonnen.
Gleichzeitig  ist der Druck auf den Bund
wie die Länder groß: Sie können sich ein
Scheitern nicht erlauben. Zum einen wol
len  die  Bürger  ein  Anschlussticket,  das
günstig, einfach und fl�exibel ist. Zum an
deren  muss  der  Verkehrssektor  seinen
Beitrag zum Klimaschutz leisten. Da fehlt
es  noch  gewaltig.  Investitionen  in  den
Nahverkehr  sind  daher  schlicht  unum
gänglich, um die Ziele des Pariser Klima
schutzabkommens zu erreichen. Die Flat
rate für die „Öffis“ schafft beides: Sie ent
lastet  die  Bürger  und  befördert  die  Ver
kehrswende.  Nichtstun  wäre  langfristig
deutlich teurer.

Nichtstun wäre deutlich teurer
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Bund und Länder streiten über Fortführung des 9EuroTickets

Von Martin Ferber

In vielerlei Hinsicht war Meghan Markle,
die am Dienstag mit ihrem Mann in Düssel
dorf zu Besuch war, eine ungewöhnliche,
wenn nicht beispiellose Kandidatin für die
britische Königsfamilie. Die Schauspiele
rin stammt aus den USA und ist drei Jahre
älter als Prinz Harry. Sie war schon einmal
verheiratet und hatte sich nach zwei Jah
ren Ehe scheiden lassen. Ihre Mutter ist die
AfroAmerikanerin Doria Ragland und ihr
Vater der von schottischen Einwanderern
abstammende  Thomas  Markle.  „Ich  bin
halb weiß und halb schwarz“, kommentier
te Meghan selbst einmal, „und stolz da
rauf,  eine  starke,  selbstbewusste,  ge
mischtrassige Frau zu sein.“

Die  Kalifonierin  hat,  wie  ja  auch  Prinz
Harry, eine nicht einfache Kindheit hinter
sich. Meghans Eltern  schieden sich,  als
sie sechs Jahre alt war, das Kind lebte ab
wechselnd bei beiden Elternteilen. Schon
früh, als Zehnjährige, hatte Meghan ihren
eigenen  Kopf.  Sie  engagierte  sich  im
Kampf gegen Rassismus, organisierte ei
ne Demonstration gegen den ersten Golf
krieg und sprach sich gegen die Diskrimi
nierung von Frauen aus. 

Als Elfjährige nahm sie sich den Konzern
Procter & Gamble zur Brust, der in einer

Fernsehwerbung  die  Rolle  von  Frauen
aufs Abwaschen reduziert hatte. Meghan
schrieb  einen  Brief  an  den  Konzern,  in
dem sie ihre Entrüstung über den Werbe

spot äußerte, und einen weiteren an die
damalige First Lady der USA, Hillary Clin
ton.  Innerhalb  eines  Monats  wurde  der
Spot eingestellt. 

Als 16Jährige verfolgte sie die Beerdi
gung von Prinzessin Diana und war tief ge
rührt, nicht zuletzt davon, dass auf dem
Sarg ein Brief mit der einfachen Aufschrift
„Mutti“ lag. Er war von Harry. Später dis
kutierte sie in der Schule Dianas Schicksal.
„Meghan war von Diana fasziniert“, mach
te ihr Biograph Andrew Morton vor einiger
Zeit  deutlich.  „Nicht  nur  von  ihrem  Stil,
sondern auch von ihrer unabhängigen, hu
manitären Mission. Sie sah sie als Rollen
modell“, so Morton. Als es zum sogenann
ten Megxit kam, dem Abschied von Harry
und Meghan aus Großbritannien ins sonni
ge Kalifornien, fühlten sich im Heimatland
von Harry all jene bestätigt, die getönt hat
ten, dass sie nicht so recht in die König
liche Familie passt. Und als Meghan zu
sammen mit Harry in ihrem sensationellen
Interview  mit  Oprah  Winfrey  nahelegte,
dass es auch bei den Royals Rassismus
gäbe, waren die Brücken wohl endgültig
abgebrochen. Eine Versöhnung oder gar
eine Rückkehr aus Holywood ist wohl aus
geschlossen.  Jochen Wittmann

Herzogin der klaren Worte
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Die Ehefrau von Prinz Harry
machte am Dienstag Werbung

für die Invictus Games.
Foto: Toby Melville/dpa

Zur Person

Herzogin Meghan

Die Ukraine und damit einhergehend die
Energiekrise produzieren in Richtung Klima
schutz beachtliche Entwicklungen. Das po
pulärste Beispiel ist das 9EuroTicket: Mit
einem einzigen Beschluss waren alle Gren
zen zwischen Verkehrsverbünden aufgeho
ben. Noch vor einem halben Jahr  schien
das  aufgrund  der  komplexen  Zuschuss
arithmetik undenkbar. Auch das Eingreifen
des Staates in die Preisbildung bei der Ener
gie ist in der aktuellen Form neu. Wenn jetzt
die badenwürttembergischen Grünen über
einen  „Anschlusszwang“  an  Wärmenetze
bei älteren Gebäuden konkreter nachden
ken, ist das im Grundsatz eine gute Idee.
Aber schnell umsetzbar ist sie nicht. Beim
weiter verfolgten Ziel, bis 2040 klimaneutral
zu sein, sollte Augenmaß, nicht Zwang das
Vorgehen bestimmen.

Der Ausbau von Fernwärmesystemen, der
dem Vorstoß zugrunde liegt, ist aufwendig.
Da geht nichts von heute auf morgen. Sol
che Projekte sind darauf angewiesen, dass
möglichst viele Anlieger mit dabei sind, um
die Investitionskosten besser in den Griff zu
bekommen. Schnell geht bei diesem Vor

stoß auch deshalb nichts, weil solche Pro
jekte gerade in bestehenden Stadtvierteln
hohen  planerischen  und  baulichen  Auf
wand erfordern. Ein Mehraufwand gegen
über  Neubaugebieten,  in  denen  der  An
schlusszwang schon aktuell ein Instrument
ist. Dass Fernwäme – die Nutzung indus
trieller Prozesswärme – durchaus attraktiv
ist, zeigt ihre Verbreitung in Karlsruhe, wo
45.000 Haushalte angeschlossen sind.

Der mögliche Zwang steht im Gegensatz
zur bisherigen Vorgehensweise in der Kli
mapolitik. Da war der Einzelne gefragt, der

mit Wärmepumpen und Photovoltaikanla
gen umweltfreundlich seinen Energiever
brauch senkt. Die Erfolge dieser Politik las
sen sich vielerorts vor Häusern und auf Dä
chern begutachten. Die Menschen tragen
zum Klimaschutz bei. Zeitweise sehr üppi
ge Zuschüsse haben auch dazu geführt,
dass in vielen Kellern mittlerweile hochmo
derne  energieeffiziente  Heizungsanlagen
stehen. Hier jetzt die Menschen zwangs
weise  an  die  Fernwäme  anzuschließen,
wird teuer für die Betroffenen und reduziert
im Zweifelsfall deren Engagement für den
Klimaschutz. Da muss man mit vernünfti
gen Übergangsfristen arbeiten.

Die Grünen haben einen Vorschlag prä
sentiert und müssen nun schauen, ob und
wie sie den im geplanten Klimaschutzge
setz  unterbringen.  Der  Koalitionspartner
wird gegen den Ausbau der Fernwärme
wenig  ins  Feld  führen  können.  Insoweit
können  die  aktuellen  Überlegungen  vo
rangetrieben werden. Es sollte nur nicht
übers Ziel hinausgeschossen werden. Mit
Zwang erreicht man meist das Gegenteil
dessen, was man anstrebt. 

Kein
Anschlusszwang
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Die Grünen wollen die Nutzung der Fernwärme vorantreiben

Von Matthias Kuld
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